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Ich begrüße ausdrücklich die Ankündigung der israe-
lischen Regierung, dass die Blockade gelockert werden
soll. Auch glaube ich, dass Ägypten an dieser Stelle eine
besondere Würdigung erfahren muss: Dass Ägypten eine
gute und konstruktive Rolle in diesem Prozess spielt, da-
für danke ich vielen engagierten Vertretern in Ägypten. 

All unsere Bemühungen reichen allerdings noch nicht
aus, um das große Ziel von Frieden und gemeinsamem
Miteinander zu erreichen. Darum müssen sich alle noch
mehr bemühen, als sie es ohnehin schon tun. Deshalb ist
der Dank immer mit der Aufforderung verbunden, mehr
zu tun und nichts zu unterlassen, was zu einer weiteren
Annäherung führen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
der Abg. Dr. Rolf Mützenich [SPD] und
Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Eines ist klar: Mit der heutigen Debatte und dem ge-
meinsamen Antrag setzen wir ein Zeichen. Wir zeigen,
dass es uns wichtig ist, die Konflikte gemeinsam an der
Seite Israels zu lösen. Gerade vor dem Hintergrund unse-
rer historischen Verantwortung und unserer Geschichte,
die in der heutigen Zeit nicht von Schuld, sondern von
großer Verantwortung geprägt ist, geht es darum, gemein-
sam die Ziele des Friedens zu erreichen. Ich finde, unser
Antrag ist dabei sehr hilfreich.

(Zuruf von der LINKEN: Unserer aber auch!)

Ich bedanke mich noch einmal bei den Fraktionen, die
daran mitgewirkt haben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
Fraktion Die Linke auf der Drucksache 17/2259 mit dem
Titel „UN-geführte Untersuchung des israelischen An-
griffs auf den Gaza-Hilfstransport – Sofortige Aufhe-
bung der Blockade“. Wer stimmt für diesen Antrag? –
Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Der Antrag ist
mit den Stimmen des Hauses gegen die Stimmen der
Fraktion Die Linke abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
Fraktionen der CDU/CSU, der SPD, der FDP und des
Bündnisses 90/Die Grünen auf Drucksache 17/2328 mit
dem Titel „Ereignisse um die Gaza-Flottille aufklären –
Lage der Menschen in Gaza verbessern – Nahost-Frie-
densprozess unterstützen“. Wer stimmt für diesen An-
trag? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Der An-
trag ist einstimmig angenommen.

(Beifall im ganzen Hause)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 14 a und 14 b auf:

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten Volker
Beck (Köln), Monika Lazar, Ekin Deligöz, weite-
ren Abgeordneten und der Fraktion BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines
Gesetzes zur Ergänzung des Lebenspartner-
schaftsgesetzes und anderer Gesetze im Be-
reich des Adoptionsrechts
– Drucksache 17/1429 – 
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Innenausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Volker
Beck (Köln), Katja Dörner, Ekin Deligöz, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Die revidierte Fassung des Europäischen Über-
einkommens über die Adoption von Kindern
unterzeichnen

– Drucksache 17/2329 –
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Reden zu
diesem Tagesordnungspunkt zu Protokoll zu geben. –
Ich sehe, Sie sind damit einverstanden. Es handelt sich
um die Reden folgender Kolleginnen und Kollegen: Ute
Granold, Johannes Kahrs, Stephan Thomae, Michael
Kauch, Dr. Barbara Höll, Volker Beck.1) 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen
auf den Drucksachen 17/1429 und 17/2329 an die in der
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen,
wobei die Vorlage auf Drucksache 17/2329 federführend
im Rechtsausschuss beraten werden soll. Sind Sie damit
einverstanden? – Das ist der Fall. Dann sind die Über-
weisungen so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (10. Ausschuss) zu
dem Antrag der Abgeordneten Petra Crone, Dirk
Becker, Gerd Bollmann, weiterer Abgeordneter
und der Fraktion der SPD

Illegalen Holzeinschlag und Holzhandel durch
eine durchgreifende EU-Verordnung wirksam
verhindern
– Drucksachen 17/1962, 17/2315 – 

Berichterstattung:
Abgeordnete Alois Gerig 
Petra Crone 
Dr. Christel Happach-Kasan 
Dr. Kirsten Tackmann 
Cornelia Behm 

Wie in der Tagesordnung ausgewiesen, werden die
Reden zu Protokoll genommen. Es handelt sich um die
Reden der folgenden Kolleginnen und Kollegen: Alois
Gerig, Petra Crone, Dr. Christel Happach-Kasan,
Dr. Kirsten Tackmann, Cornelia Behm.

1) Anlage 67
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Alois Gerig (CDU/CSU): 
Die Europäische Union beabsichtigt, im Rahmen des

Aktionsplans „Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung
und Handel im Forstsektor“, Forest Law Enforcement,
Governance and Trade – FLEGT, durch eine neue Ver-
ordnung Regelungen für den Handel mit Holz zu treffen.
Ziel der neuen Verordnung ist es, den illegalen Holzein-
schlag zu bekämpfen. Illegaler Holzeinschlag ist inner-
halb der EU kein ausgeprägtes Problem. In den Mit-
gliedstaaten ist in der Regel gewährleistet, dass kein
Raubbau am Wald betrieben wird. In anderen Teilen der
Welt hingegen stellt der illegale Holzeinschlag ein gra-
vierendes Problem dar – er trägt erheblich zur weltwei-
ten Waldzerstörung bei. Die Nachfrage nach Holz in Eu-
ropa ist dafür mitverantwortlich. Die CDU/CSU
unterstützt deshalb das Vorhaben, den Handel mit Holz
durch eine EU-Verordnung zu regeln und so gegen den
illegalen Holzeinschlag vorzugehen.

Die Einigung über einen Verordnungsentwurf erwies
sich als sehr schwierig. Die Kommission hatte im Okto-
ber 2008 einen ersten Entwurf vorgelegt. Erst am
10. Juni dieses Jahres konnten Parlament, Rat und
Kommission im Rahmen eines Trilogs die letzten Streit-
punkte ausräumen und sich auf einen Verordnungsent-
wurf verständigen. Die Einigung steht am 7. Juli im Eu-
ropäischen Parlament zur Abstimmung. Im Herbst will
sich der Rat abschließend mit der Verordnung befassen.
Es ist damit zu rechnen, dass Parlament und Rat der
Verordnung zustimmen.

Der Antrag der SPD-Fraktion enthält zahlreiche For-
derungen, die die Bundesregierung auf EU-Ebene
durchsetzen soll. Da sich die Bundesregierung engagiert
in die Verhandlungen eingebracht hat, macht es keinen
Sinn, sie mit diesem Antrag zum Handeln aufzufordern.
Außerdem sind die Verhandlungen sowohl innerhalb des
Rates als auch zwischen Rat und Parlament abgeschlos-
sen. Somit besteht für die Bundesregierung derzeit keine
Möglichkeit, sich für die gestellten Forderungen einzu-
setzen. Aus diesen Gründen kann die CDU/CSU den An-
trag nicht unterstützen. Der Antrag würde höchstens
Sinn machen, wenn das Europäische Parlament die Ver-
ordnung ablehnt und die Verordnung neu verhandelt
werden müsste. Dies ist nach meiner Auffassung nicht
nur unwahrscheinlich. Es ist auch nicht wünschenswert.
Der Verordnungsentwurf, auf den sich Kommission, Rat
und Parlament geeinigt haben, ist ein tragfähiger und
guter Kompromiss, der nicht mehr verändert werden
sollte. Um in der Bekämpfung des illegalen Holzein-
schlags voranzukommen, wäre es sicher nicht hilfreich,
wenn der Bundestag den Kompromiss infrage stellte.
Auch dies spricht dafür, den vorliegenden Antrag abzu-
lehnen.

Zu den gelungenen Regelungen in der geplanten
Verordnung gehört die Rückverfolgbarkeit in der Han-
delskette. Natürlich sollten alle Marktteilnehmer dafür
sensibilisiert sein, dass ihre Handelsware Holz nicht aus
illegalem Einschlag stammt. In der geplanten Verordnung
werden besondere Sorgfaltspflichten sinnvollerweise dem
Erstinverkehrbringer auferlegt. Für die übrigen Markt-
teilnehmer werden einfache Informationspflichten vorge-
schrieben. Sie müssen bei Kontrollen der zuständigen

Behörden Zulieferer bzw. Abnehmer nennen können. Da-
mit wird sichergestellt, dass die Rückverfolgbarkeit in der
Handelskette gewährleistet ist, gleichzeitig aber nicht alle
Marktteilnehmer übermäßigen Dokumentationsaufwand
betreiben müssen.

Auch Waldbesitzer in Deutschland, die aus ihrem
nachhaltig bewirtschafteten Wald Holz gewinnen und
vermarkten, sind Erstinverkehrbringer. Das Bundes-
waldgesetz, die Waldgesetze der Länder, die Forstver-
waltungen und nicht zuletzt die ganz überwiegende
Anzahl von verantwortungsbewussten Waldbesitzern
sorgen dafür, dass in Deutschland der Wald nachhaltig
bewirtschaftet wird und illegaler Holzeinschlag so gut
wie keine Rolle spielt. Besondere Nachweispflichten für
Waldbesitzer erscheinen mir deshalb nicht angezeigt. Es
ist der Bundesregierung zu verdanken, dass in der Ver-
ordnung illegaler Holzeinschlag in Deutschland wie in
anderen EU-Mitgliedstaaten als ein vernachlässigbares
Risiko eingestuft wird und dadurch erheblicher bürokra-
tischer Aufwand für die Waldbesitzer abgewendet wer-
den konnte.

Holz ist unser wichtigster nachwachsender Rohstoff.
Es ist zu erwarten, dass die stoffliche und energetische
Holznutzung in den kommenden Jahren zunehmen wird.
Dies ist auch erforderlich, wenn wir unsere ehrgeizigen
Klimaschutzziele erreichen wollen. Gleichzeitig wollen
wir, dass Waldbesitzer die biologische Vielfalt im Wald
schützen, den Wald auf den Klimawandel vorbereiten
und den Wald als Erholungsraum für Menschen erhal-
ten. Vor diesem Hintergrund ist es richtig, die circa
2 Millionen privaten Waldbesitzer nicht mit neuer Büro-
kratie zu belasten.

Ein weiterer Punkt, der mir am Herzen liegt, ist das
Handelsverbot für illegal geschlagenes Holz. Man kann
darüber streiten, wie wirkungsvoll ein solches Verbot ist.
Ein Vermarktungsverbot wäre nur schwer umzusetzen,
da im Einzelfall der illegale Einschlag, also der Rechts-
bruch im Drittland, nachgewiesen werden müsste. Dies
ist derzeit in aller Regel nicht gerichtsfest möglich. Aus
meiner Sicht ist ein Handelsverbot dennoch wichtig. Eu-
ropa muss ein klares Zeichen setzen, dass wir illegalen
Holzeinschlag nicht akzeptieren und unseren Teil dazu
beitragen, die globale Waldzerstörung aufzuhalten.
Weltweit schreitet die Zerstörung der Wälder sehr
schnell voran. Jährlich gehen 13 Millionen Hektar Na-
turwälder verloren – insbesondere in den Tropen. Wald-
zerstörungen gefährden nicht nur die Biodiversität –
auch die für den Klimaschutz notwendige Kohlenstoff-
speicherung der Wälder wird erheblich abgesenkt. Es
wird also höchste Zeit, dass die EU Regelungen gegen
den Handel mit illegal geschlagenem Holz trifft. Zwei-
fellos ist es ein Schwachpunkt des Kompromisses, dass
die Verordnung erst in 27 Monaten wirksam werden soll.
Leider konnte sich die Bundesregierung mit ihrer Forde-
rung nach einer früheren Inkraftsetzung nicht durchset-
zen.

In der Gesamtbewertung bleibt aber festzuhalten,
dass die geplante Verordnung wirkungsvolle Regelungen
gegen den Handel mit illegal geschlagenem Holz vor-
sieht, ohne die legale und nachhaltige Waldbewirtschaf-

Zu Protokoll gegebene Reden
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tung in Deutschland unverhältnismäßig zu belasten. So-
wohl die Umweltverbände als auch die Waldbesitzer
können mit dem erzielten Kompromiss leben. Ich danke
der Bundesregierung, dass sie die Einigung engagiert
vorangetrieben hat und die Verabschiedung dieser wich-
tigen Verordnung nun in greifbare Nähe rückt.

Petra Crone (SPD): 
Das Verbot für den Handel mit Holz aus illegaler

Herkunft wird kommen. Dies ist das erfreuliche Ergeb-
nis aus den Trilogverhandlungen auf europäischer
Ebene. Mit der erreichten Einigung wird endlich eine
Grundlage gegen die weltweite Zerstörung von Wäldern
geschaffen. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt, dass
das zuständige Ministerium unter der Leitung von Ilse
Aigner sich doch noch bewegt hat, um auch den eigenen
Koalitionsvertrag zwischen Union und FDP zu erfüllen.
Lange Zeit sah es nicht so aus, als würde das Ministe-
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz die Maßnahmen gegen illegal geschlagenes Tro-
penholz verschärfen. Mit unserem Antrag wollten wir
der Regierungskoalition die Gelegenheit geben, sich am
eigenen Anspruch zu messen. Schließlich besitzt
Deutschland auf EU-Ebene gewichtiges Stimmenpoten-
zial, um auch andere europäische Partner zu bewegen.
Die Zustimmung zu den Zielen des Antrags war im Aus-
schuss erfreulicherweise in allen Parteien vorhanden.
Aber um ein Ziel zu erreichen, kann eine Instrumenten-
auswahl nicht ausbleiben. In unserem Antrag haben wir
die Maßnahmen vorgestellt, die eine Verordnung auf
europäischer Ebene benötigt, um nicht als Makulatur zu
enden. 

Schlussendlich müssen die Verbraucher und Verbrau-
cherinnen durch die Verordnung in die Lage versetzt
werden, eine bewusste Kaufentscheidung für legal ge-
schlagenes Holz zu treffen. Tropenholzmöbel sind aus
meiner Sicht bis heute nur dann akzeptabel, wenn sie mit
dem Gütesiegel des FSC ausgezeichnet sind. 

Zur EU-Verordnung selbst. An erster Stelle stand für
uns das Verbot des Handels mit illegalem Holz und ille-
galen Holzprodukten. Bisher blieb der Import von ille-
galem Holz in die Europäische Union und damit auch
nach Deutschland ungeahndet. Dies wird sich zumindest
für den Erstinverkehrbringer des Holzes ändern. Durch
das Verbot, mit illegalem Holz zu handeln, wird der
Nachweis von Legalität zur Pflicht. Wir hätten diese
Nachweispflicht gern für alle Marktteilnehmer die ge-
samte Lieferkette entlang gesehen, aber das Verbot für
den Erstinverkehrbringer ist alles in allem erfreulich.
Die FDP hatte ein Verbot noch in den Beratungen unse-
res Antrags abgelehnt. Ich finde, dass von dieser Rege-
lung eine hohe Symbolkraft von einer Region wie
Europa ausgeht. Wir senden damit ein Zeichen, dass wir
es nicht dulden, wenn illegales Holz vorsätzlich oder be-
wusst oder grob fahrlässig auf den Markt gebracht wird.
Damit flankieren wir die Bemühungen auch in den Län-
dern selbst und zeigen, dass uns das Thema wirklich
ernste Anstrengungen wert ist.

Die Sorgfaltspflichtregeln für den Erstinverkehr-
bringer des Holzes sind um das Kriterium des ver-
nachlässigbaren Risikos ergänzt. Dieses wurde auf aus-
drücklichen Wunsch des BMELV aufgenommen, um die
deutschen Kleinstbetriebe bzw. mittelständischen Be-
triebe rechtlich abzusichern. Wir stimmen mit dem Euro-
päischen Parlament überein, dass es eines „negligible
risk“ nicht bedürft hätte. Das vernachlässigbare Risiko
wird in der Verordnung selbst nicht definiert, was bei
mir die Sorge hervorruft, dass damit rechtliche Unsi-
cherheiten eher verstärkt als minimiert werden. Den
bürokratischen Aufwand, den unsere deutschen Klein-
waldbesitzer sowie die kleinen und mittelständischen
Holzfirmen durch die Sorgfaltspflichtregelung leisten
müssten, sehe ich eher in geringen und überschaubaren
Maßen. Genügen würde in den meisten Fällen doch die
Handelsrechnung, der Lieferschein oder der Grund-
buchauszug, der meinen Wald ganz legal als mein Ei-
gentum ausweist. 

Erfreulich an der EU-Verordnung ist, dass die Rück-
verfolgbarkeit für Holz und Holzprodukte über die
gesamte Lieferkette in Form von einfacher Informa-
tionspflicht gewährleistet ist. Wir hätten uns für die Da-
tenerhebung jedoch eine stärkere Berücksichtigung der
Art der Waren gewünscht. Eine Produktspezifikation,
wie sie bei der Sorgfaltspflicht erforderlich ist, fehlt. Aus
Sicht der SPD-Bundestagsfraktion wäre es aus Gründen
eben der Rückverfolgbarkeit sehr naheliegend, wenn
Art. 4 a eine Ergänzung um einen Punkt c erfahren
würde, aus dem hervorgeht, was genau gekauft bzw.
gehandelt wurde. Bestand die Ware aus Rund- oder
Schnittholz? Die Antwort auf diese Frage könnte in der
Rückverfolgbarkeit und Identifikation entlang der Han-
dels- und Verarbeitungskette von eklatanter Bedeutung
sein. Es ist sehr bedauerlich und unverständlich, dass
die EU-Verordnung die indigenen Völker nur noch als
„dritte Interessengruppe“ definiert, obwohl zuneh-
mende Abholzung des Regenwalds deren Lebensweise
massiv bedroht. Der Durchsetzung und Einhaltung der
Menschen- und Landrechte indigener Völker ist nicht
gedient, wenn wir verklausulieren, statt zu benennen. 

Alles in allem ist die EU-Verordnung gegen den Han-
del mit illegalem Holz auf dem europäischen Markt trotz
Mängel ein guter Startpunkt, doch der Weg bis zum Ziel
ist noch weit. Schwachstellen sind die Ausnahmerege-
lungen, zum Beispiel für Papier. Hier wird hoffentlich in
den nächsten Jahren noch nachgebessert. Der gesamte
Waldflächenverlust der Erde beläuft sich laut Berech-
nungen der Welternährungsorganisation, FAO, auf jähr-
lich etwa 13 Millionen Hektar. Dies entspricht ungefähr
der Größe Griechenlands. Deutschlands Wälder mit ins-
gesamt 110 000 Quadratkilometern wären innerhalb
eines Jahres gerodet. An dieser Stelle möchte ich den
zahlreichen Umweltorganisationen danken. Es ist deren
großer Verdienst, dass sie die Problematik des illegal ge-
schlagenen Holzes in das Bewusstsein der Entschei-
dungsträger und in die öffentliche Diskussion gebracht
haben. Vielen Dank dafür. Es bedarf nun eines coura-
gierten Arbeitsprogramms, um den Raubbau an den
Wäldern zu stoppen.

Zu Protokoll gegebene Reden
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Dr. Christel Happach-Kasan (FDP): 
Die Erhaltung von Primärwäldern weltweit ist ein

wichtiges Ziel. Für die Menschen vor Ort stellen intakte
Urwälder die Lebensgrundlage dar. Sie schützen den
Boden und das Wasser, liefern Nahrung und wertvolle
nachwachsende Rohstoffe. Sie sorgen für eine bessere
Luftqualität und produzieren Sauerstoff. Aber vor allem
sind naturnahe Wälder die wichtigsten und größten Re-
servoire der Artenvielfalt weltweit. Diese Schatzkam-
mern der biologischen Information sind zudem entschei-
dend an der Speicherung von atmosphärischem CO2
beteiligt. Insbesondere die Rodung von Flächen für den
Anbau von Soja, die Weidehaltung und die Anlage von
Palmölplantagen, aber auch der illegale Holzeinschlag
bedrohen die wertvollen Waldflächen. Der Waldverlust
ist in den Staaten der Tropen Afrikas, Südostasiens und
Südamerikas erheblich, Satellitenbilder verdeutlichen
die gravierenden Verluste. Zudem verfolgen nur wenige
Staaten außerhalb der EU eine nachhaltige Forstpolitik.

Wir sind uns fraktionsübergreifend einig, dass bei der
Bekämpfung des illegalen Holzeinschlags und des Holz-
handels Handlungsbedarf besteht. Etwa ein Drittel ihres
Rohholzbedarfs importiert die EU aus Drittstaaten. Wir
müssen ein gemeinsames Interesse daran haben, dass es
sich hierbei um legales Holz, gewonnen aus nachhalti-
ger Bewirtschaftung, handelt. Wir als FDP haben uns
immer ausdrücklich gegen den illegalen Holzeinschlag
und -handel ausgesprochen. Zur Ergänzung der 2005 im
Rahmen des EU-Aktionsplans FLEGT, Forest Law
Enforcement, Government and Trade, vorgesehenen
Maßnahmen, speziell der angestrebten freiwilligen Part-
nerschaftsabkommen, Voluntary Partnership Agree-
ments – VPA, und der Einfuhrbeschränkungen ist eine
Verordnung zum Stopp des Imports von illegal geschla-
genem Holz in die EU eine denkbare Option. Daher un-
terstützen wir die Bemühungen von EU-Parlament,
Kommission und Ministerrat, im Trilog über die Ausge-
staltung einer Verordnung über den Holzhandel zu einer
vernünftigen, wirkungsvollen und umsetzbaren Lösung
zu kommen. 

Die FDP begrüßt den im Botschafterausschuss von
EU-Parlament, Kommission und Ministerrat beschlos-
senen ausgewogenen Kompromiss. Dieser Durchbruch
bei den Verhandlungen über das europaweite Verbot
illegalen Holzhandels ist eine gute Nachricht für den
Klima- und Urwaldschutz. 

Wir haben uns immer für sinnvolle und praktikable
Lösungen starkgemacht: Die jetzt erzielte Lösung be-
inhaltet wirksame Kontrollmaßnahmen mit vertretbaren
bürokratischen Belastungen für die betroffenen Akteure.
Deswegen freuen wir uns, dass die Verordnung nun unser
Vertrauen in nachhaltig wirtschaftende Kleinwaldbesit-
zer ausdrückt. Die Einführung des Begriffs des „ver-
nachlässigbaren Risikos“ führt zu einer vereinfachten
Nachweispflicht. Die Kleinwaldbesitzer müssen nicht
mehr gesondert nachweisen, dass sie ihr Holz tatsächlich
legal geschlagen haben. Hier musste die Verhältnismä-
ßigkeit gewahrt bleiben. Angesichts von 1 Million Klein-
waldbesitzern in Deutschland ist dies eine wichtige Ent-
scheidung, die Bürokratielasten mindert. 

Der Schwerpunkt der Nachweispflichten liegt auf dem
Erstinverkehrbringer. Sie gewährleisten die vom Parla-
ment geforderte Rückverfolgbarkeit von illegalen Holz-
produkten. Die Kennzeichnung jedes einzelnen Holzblei-
stifts, jedes einzelnen Holzspielzeugs konnte abgewehrt
werden. Gleichzeitig werden mit der Einführung eines
Verbots des Handels mit illegalen Holzprodukten berech-
tigte Forderungen der Umweltschutzverbände, bezogen
auf die Erstinverkehrbringer, berücksichtigt. Die verein-
fachten Informationspflichten für die Handelskette ver-
hindern einen bürokratischen Papierkrieg. Diesem Ziel
dient auch das Streichen der Pflicht des Nachweises von
Recyclingprodukten. Die Einbeziehung dieses umfang-
reichen Feldes hätte eine kaum zu überblickende Auswei-
tung der Kontrollen und des bürokratischen Aufwandes
bedeutet.

Die EU hat im Jahr 2006 zwar ungefähr ein Drittel ih-
res Rohholzes aus Drittstaaten importiert, ist aber welt-
weit gesehen nicht der größte Importeur von Holz und
Holzprodukten. Für uns ist daher die Frage berechtigt,
wie effektiv der Einfluss europäischer Regelungen auf
den weltweiten Holzhandel ist. Wir mussten in der Ver-
gangenheit feststellen, dass beispielsweise die Zertifizie-
rung der Waldbewirtschaftung in Ländern ohne gute Re-
gierungspraxis, ohne starke Regierungen nicht den
erhofften Erfolg gebracht hat. Eine Reihe von Ländern,
beispielsweise China, ist nach wie vor bereit, nichtzerti-
fiziertes Holz oder solches mit fragwürdigen Dokumen-
ten in riesigen Mengen zu importieren und zu verarbei-
ten. Vor diesem globalen Hintergrund unterstützt die
FDP vor allem die Strategie, parallel zu den Handelsver-
boten über freiwillige Partnerschaftsabkommen mit
Drittstaaten eine nachhaltige und sozial gerechte Wald-
bewirtschaftung im Sinne einer fairen Entwicklungshilfe
voranzutreiben. Der Raubbau an wertvollen Urwaldflä-
chen kann nur durch eine Verbesserung der Lebenssitua-
tion der Menschen vor Ort gestoppt werden. Ohne die
Teilnahme der betroffenen Menschen in diesen Staaten
kann eine nachhaltige Waldbewirtschaftung nicht er-
reicht werden. 

Wir freuen uns, dass es den europäischen Institutionen
unter Beteiligung der Bundesregierung gelungen ist, zu
einem zielführenden Ergebnis zu kommen. Der Kompro-
miss wird voraussichtlich Anfang Juli im EU-Parlament
verabschiedet werden. Ich bin überzeugt, dass damit ein
Instrument geschaffen wird, das helfen kann, den Raub-
bau der wertvollen Urwälder einzudämmen, insbeson-
dere wenn es der EU gelingt, über Partnerschaftsabkom-
men mit möglichst vielen Staaten nachhaltige und
effektive bilaterale Vereinbarungen zu treffen. Aus den
genannten Gründen sind wir der Meinung, dass sich die
Grundlage des Antrags der SPD-Fraktion durch die
Kompromissvorschläge im Komitologieverfahren aufge-
löst hat. Wir lehnen den Antrag der SPD somit ab. 

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE): 
Seit drei Wochen rollt der Ball. Endlich einmal eine

Fußballweltmeisterschaft in Afrika. Wir haben das eine
oder andere wirklich schöne Spiel gesehen. Fanfeste
wurden gefeiert, Tore bejubelt, Bier getrunken, Würste
gegrillt. Gute Stimmung und Gartenpartys standen die
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letzten Wochen auf dem Programm. Bei aller Freude-
trunkenheit wird der Blick auf die Herkunft der Produkte
um uns herum jedoch gerne vernebelt. Ich finde es nicht
nur wichtig, zu wissen, wer die Grillwürstchen herge-
stellt hat und wie die Nutztiere vorher gelebt haben. Ich
finde es nicht nur wichtig, zu wissen, wo das Bier ge-
braut wurde und ob die Landwirtinnen und Landwirte
für ihre Braugerste einen fairen Preis erhalten haben.
Ich finde es genauso wichtig, zu wissen, ob die Holz-
kohle aus einer legalen und nachhaltigen Waldbewirt-
schaftung stammt und ob die Gartenmöbel vielleicht aus
illegalem Raubbau stammen. Gerade Gartenmöbel wer-
den oft aus tropischen Hölzern hergestellt. Diese ver-
sprechen durch ihr langsames Wachstum und damit här-
teres Holz eine längere Lebensdauer für Stühle, Tische
und Liegen.

Doch so einfach ist das nicht. Man kann sich leider
nicht sicher sein, dass alles mit rechten, also ökologisch
und sozial verantwortungsvollen Dingen zugegangen
ist. Illegaler Raubbau in den Wäldern des Südens und
teilweise auch Ostens ist immer noch auf der Tagesord-
nung, leider. Illegaler Raubbau muss geächtet werden.
Ihm ist durch wirksame Handelseinschränkung die
Grundlage zu entziehen. Genau vor dieser Aufgabe steht
die Europäische Union. Darüber wurde in den vergan-
genen Monaten trefflich gestritten. Im Rahmen der EU-
Gesetzgebung könnte mittels einer wirklich wirksamen
EU-Verordnung ein wichtiger Beitrag zur Bekämpfung
des illegalen Raubbaus geleistet werden. Wirklich wirk-
same Maßnahmen – beispielsweise die Kontrolle der ge-
samten Wertschöpfungskette in Kombination mit einem
Verbot des Handels mit illegalem Holz – wurden lange
von der Bundesregierung und anderen Mitgliedstaaten
im Agrarministerrat blockiert. Doch das beständige
Lobbying von WWF, Greenpeace, Robin Wood und an-
deren Umwelt- und Naturschutzverbänden hat Wirkung
gezeigt. Auch die Oppositionsfraktionen von SPD, Grü-
nen und Linken haben die Bundesregierung immer wie-
der aufgefordert, sich einer wirksamen Verordnung nicht
länger in den Weg zu stellen. Die nun zu erwartende EU-
Verordnung auf EU-Ebene darf gerne als Erfolg dieses
gemeinsamen Engagements gewertet werden. Denn
Deutschland ist in der EU immer ein wichtiger Taktge-
ber, sowohl beim Befördern von Ideen als auch beim
Blockieren von Vorschlägen.

Nun ist der Weg für ein europäisches Holzhandelsge-
setz frei. Kommission, Parlament und Ministerrat der
Europäischen Union haben sich auf einen gemeinsamen
Entwurf für ein solches Gesetz verständigt. Ich hoffe,
dass der euphorischen Meldung des WWF: „EU nimmt
Kampf gegen illegalen Holzhandel auf“ eine wirksame
EU-Verordnung folgen wird. Der Kompromissentwurf
soll im Juli vom Parlament und im Herbst vom Minister-
rat verabschiedet werden. Danach muss ernsthaft und
wirksam an der Umsetzung in den einzelnen Mitglied-
staaten gearbeitet werden. Darauf wird die Linke die
kommenden Jahre achten.

Bei aller Freude über den bevorstehenden Abschluss
der EU-Verordnung, möchte ich trotzdem schon mal
Nachbesserungsbedarf anmelden. Mittelfristig wird
diese Verordnung auf ihre Wirksamkeit überprüft und

überarbeitet werden müssen. Dabei sollten einige
Punkte, die jetzt unter den Tisch gefallen sind, einbezo-
gen werden. Beispielsweise: Bücher, Zeitungen und an-
dere Druckerzeugnisse müssen in die Regelungen einge-
schlossen sein. Doch natürlich bietet sich auch hier die
– meiner Meinung nach sinnfreie – Möglichkeit, illega-
les tropisches Holz auf den europäischen Markt zu brin-
gen. Das muss kritisch im Auge behalten werden.

Die Linke unterstützt den Antrag der SPD. Er fasst
die auch aus unserer Sicht nötigen Kriterien einer wirk-
samen EU-Verordnung zusammen. Dass nur Teile davon
wirklich umgesetzt werden, anstatt alle Forderungen zu
erfüllen, ist zu kritisieren. Aber es ist wichtig, dass nun
das Gesetzgebungsverfahren zum Holzhandelsgesetz ab-
geschlossen wird. Diesen Antrag hätten wir problemlos
gemeinsam einreichen können, wahrscheinlich sogar zu
dritt. Das ist leider – noch nicht – gewollt. Dem Antrag
stimmen wir trotzdem zu.

Cornelia Behm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Die Einigung von Kommission, Rat und EU-Parla-

ment über eine europäische Holzhandelsverordnung
Mitte dieses Monats kam – um ehrlich zu sein – überra-
schend schnell. Ich hatte mit einem längeren Gezerre ge-
rechnet, und ich nehme an, meinen Parlamentskollegen
ging es nicht viel anders. Vor diesem Hintergrund kann
man sagen: Dieser Antrag, mit dem die SPD die vorge-
legte Holzhandelsverordnung im Rahmen des FLEGT-
Plans verschärfen wollte, kam gerade noch rechtzeitig.
Diesen SPD-Antrag haben wir von Anfang an unter-
stützt, weil die von der Kommission vorgeschlagenen
Sorgfaltspflichten für Holzhändler ohne ein Importver-
bot für illegales Holz unvollständig und unzureichend
gewesen wären. Nach dieser Einigung ist der vorlie-
gende Antrag nahezu gegenstandslos geworden, aber
nur nahezu; denn die abschließende Bestätigung der Ei-
nigung durch das EP und den Ministerrat stehen noch
aus. Theoretisch könnte diese Einigung also noch schei-
tern. An dieser Stelle möchte ich jedoch an alle Beteilig-
ten appellieren, die Einigung zu bestätigen. Aus meiner
Sicht lohnt es sich, diesen im Trialogverfahren erzielten
Kompromiss zu beschließen. Denn gegenüber der Kom-
missionsvorlage und dem Ministerratsvotum konnten
entscheidende Verbesserungen durchgesetzt werden. So
wird die Verordnung zukünftig im Kern ein Importverbot
für illegales Holz beinhalten. Außerdem muss Holz auf
dem EU-Markt zukünftig eine nachweisbare Herkunft
haben. Bei Verstößen sollen Strafen verhängt werden.

Die seit Jahren geführte Diskussion um ein nationa-
les oder ein EU-weites Verbot von illegalem Holz hat da-
mit hoffentlich ein vorläufiges Ende gefunden. Mit die-
ser Forderung sind wir in der letzten Legislaturperiode
regelmäßig an einer schwarz-gelben Mehrheit geschei-
tert, die alle Vorstöße in diese Richtung hat an sich ab-
tropfen lassen, ohne sich auch nur je einmal zur Forde-
rung nach einem EU-weiten Importverbot für illegal
geschlagenes Holz zu bekennen. Von daher bin ich froh,
dass wir nun hoffentlich einige Schritte weiter sind.

Nun müssen die neuen Regelungen zunächst erst ein-
mal in Kraft treten und ein paar Jahre lang wirken, da-
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mit man beurteilen kann, ob sie ausreichend sind oder
ob eine Nachbesserung notwendig ist. Der sechs Jahre
nach Inkrafttreten von der Kommission vorzulegende
Bericht sollte dafür genutzt werden, diese Zwischenbi-
lanz zu ziehen und gegebenenfalls einen neuen legislati-
ven Prozess in Gang zu setzen.

An dieser Stelle kann ich natürlich nicht verhehlen,
dass wir Grüne mit dieser Einigung keineswegs voll-
ständig zufrieden sind, sondern noch weitergehende
Forderungen und Vorstellungen hatten. Das fängt schon
mit der viel zu langen Frist von 27 Monaten bis zum In-
krafttreten der Regelungen an. In der Sache sind wir
nicht wirklich überzeugt davon, dass die Maßnahmen
auf die Erstinverkehrbringer konzentriert werden und
dass für die nachgelagerte Handelskette nur einfache
Informationspflichten gelten sollen. Problematisch ist
es, dass Betriebe mit vernachlässigbarem Risiko von
Nachweisverfahren entbunden werden sollen, weil diese
Ausnahme ein Schlupfloch für die Einschleusung von il-
legalem Holz sein kann. Spätestens wenn ein Betrieb
mehr Holz vermarktet, als er nachhaltig ernten kann,
wäre mein Misstrauen geweckt. Da dieser Betrieb je-
doch von jeglicher Nachweisverpflichtung befreit ist, er-
fahre ich das nicht. Und besonders kritisch sehen wir,
dass Druckerzeugnisse von den Regelungen ausgenom-
men sein sollen. Denn das heißt, dass in diesem Markt-
segment keine Vorkehrungen gegen den Einsatz illega-
len Holzes getroffen werden müssen.

Aus diesem Grund werden wir Grüne die neue Verord-
nung sehr genau daran messen, ob sie den hohen Erwar-
tungen tatsächlich gerecht wird und den Import illegalen
Holzes in die EU stoppen kann oder ob Änderungen not-
wendig sind. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei der
Frage, ob die Sanktionen bei Verstößen für eine Wirk-
samkeit der Verordnung ausreichend sein werden. Aber
auch die Frage, ob es richtig war, bestimmte Holzpro-
dukte von den Regelungen auszunehmen, muss mit Ein-
schränkungen im Rahmen einer Zwischenbewertung
noch einmal überdacht werden.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 
Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für Er-

nährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Druck-
sache 17/2315, den Antrag der Fraktion der SPD auf
Drucksache 17/1962 abzulehnen. Wer stimmt für diese
Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Ent-
haltungen? – Die Beschlussempfehlung ist mit den Stim-
men der beiden Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
der drei Oppositionsfraktionen angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten René
Röspel, Priska Hinz (Herborn), Dr. Petra Sitte,
Kerstin Andreae und weiterer Abgeordneter

Einrichtung eines Parlamentarischen Beirats
zu Fragen der Ethik (Ethikbeirat)

– Drucksache 17/1806 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f)

Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit

Wie in der Tagesordnung ausgewiesen, werden die Re-
den zu Protokoll genommen. Es handelt sich um die Re-
den der folgenden Kolleginnen und Kollegen: Dr. Thomas
Feist, Rudolf Henke, René Röspel, Dr. Martin Neumann,
Dr. Petra Sitte, Priska Hinz. 

Dr. Thomas Feist (CDU/CSU):
Am 26. November des letzten Jahres hat der Deutsche

Ethikrat seine erste Stellungnahme zur anonymen Kin-
desabgabe veröffentlichtet. Am 15. Juni dieses Jahres
folgte die zweite Stellungnahme zu Humanbiobanken in
der Forschung. Diese beiden Beispiele zeigen, dass sich
nicht nur beim wissenschaftlichen Fortschritt neue ethi-
sche Fragestellungen, sondern dass sich in allen gesell-
schaftlichen Bereichen ethische Fragen ergeben, welche
die Abgeordneten des Deutschen Bundestages als Ge-
setzgeber vor zahlreiche Herausforderungen stellen.

Ich habe die jüngst veröffentlichten Stellungnahmen
intensiv gelesen und bin den Mitgliedern des Deutschen
Ethikrates dankbar, dass sie mit diesen Ausarbeitungen
anerkannten Sachverstand in die gesellschaftliche und
politische Debatte einbringen. Es war richtig, dass der
Deutsche Bundestag mit dem Gesetz zur Einrichtung des
Deutschen Ethikrates im Jahr 2007 ein unabhängiges
Expertengremium geschaffen hat, welches das Parla-
ment und die Bundesregierung berät. Zur parlamentari-
schen Begleitung und Unterstützung der Debatten des
Deutschen Ethikrates wurde vom Deutschen Bundestag
in der letzten Wahlperiode zusätzlich der Parlamentari-
sche Beirat zu Fragen der Ethik insbesondere der Le-
benswissenschaften, Ethikbeirat, eingesetzt.

Im Tätigkeitsbericht des Ethikbeirates der letzten
Wahlperiode wurde die Erforderlichkeit einer parlamen-
tarischen Begleitung der Beratungen über ethische
Grundsatzfragen und der Arbeit des Deutschen Ethikra-
tes durch alle Fraktionen anerkannt. Auch aus den Dis-
kussionen in der letzten Wahlperiode zur Einrichtung
des Deutschen Ethikrates ist deutlich geworden, dass Ei-
nigkeit in diesem Hohen Hause über die Notwendigkeit
besteht, ethische Fragestellungen in den politischen
Entscheidungsprozess verantwortlich mit einzubeziehen.
Ich teile somit die Einschätzung, dass die Berücksichti-
gung ethischer Fragen eine wesentliche Aufgabe der
Politik darstellt und dass der Kontakt zum Deutschen
Ethikrat daher unerlässlich ist. Ich komme allerdings
nach einer kritischen Auseinandersetzung mit dem Tä-
tigkeitsbericht über die Arbeit des Ethikbeirates zu der
Überzeugung, dass dies auf anderen Wegen besser ge-
lingen wird als durch die Wiedereinsetzung dieses Gre-
miums. Aus diesem Grund kann sich die Fraktion der
CDU/CSU dem vorliegenden Gruppenantrag nicht an-
schließen.

Persönlich bin ich der Meinung, dass sich alle Abge-
ordneten mit den Fragen der Ethik im politischen Ent-
scheidungsprozess befassen müssen. Hierfür sind


